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1 Vorwort  

 

 

Wie können ländlich geprägte und peripher gelegene Kommunen, die von demografischen 

Herausforderungen besonders betroffen sind, von der Zuwanderung profitieren? Wie kön-

nen sie es schaffen, Geflüchtete und sonstige Zugezogene dauerhaft zu integrieren und Teil 

der lokalen Gemeinschaft werden zu lassen? Welche Faktoren können die Entscheidung 

der Zugewanderten beeinflussen, langfristig in Dörfern zu leben, anstatt in urbane Räume 

wegzuziehen? Wie können haupt- und ehrenamtliche Akteur*innen in den Gemeinden zu-

sammen zu mehr Lebensqualität und zu einer besseren Integration beitragen? Welche in-

novativen Formate braucht es, um diese Prozesse zu unterstützen und effizienter zu gestal-

ten? 

 

Mit diesen Fragen beschäftigten sich die zwei rheinland-pfälzischen Verbandsgemeinden 

Gerolstein und Rockenhausen (aktuell Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land) zusammen 

mit Wissenschaftlern des Instituts für Technologie und Arbeit e.V. und der Senior-

Forschungsprofessur Stadtplanung an der Technischen Universität Kaiserslautern im Projekt 

„Innovative Formate zur Integration von Zuwanderern in Regionen mit hohen demografi-

schen Herausforderungen“ (kurz „Integration innovativ“). Gefördert wurde das Projekt vom 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmenprogramm Forschung für 

Nachhaltige Entwicklung (FONA) in der Fördermaßnahme für Städte und Gemeinden im 

demografischen Wandel „Kommunen innovativ“. 

 

Die am Projekt beteiligten Kommunen sind überzeugt, dass Zuwanderung gerade für struk-

turschwache ländliche Regionen eine Zukunftschance bedeuten kann. Dafür wurden vor 

Ort zum einen die Einflussfaktoren und Rahmenbedingungen für ein dauerhaftes Bleiben 

der Migrant*innen in ländlichen Regionen untersucht. Zum anderen wurden aber auch 

haupt- und ehrenamtliche Akteur*innen vor Ort einbezogen und vernetzt, um gemeinsam 

Ideen für neue Lösungsansätze zu entwickeln und einzelne Maßnahmen umzusetzen.  
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Wir hoffen, dass unsere Erfahrungen aus Forschungs- und Praxisarbeit vor Ort für Kommu-

nen in ähnlicher Lage und mit ausgeprägtem Interesse an einer langfristigen Integration 

von Migrant*innen nützlich sein können. Wir wünschen allen ländlichen Regionen, die Zu-

wanderung und Integration als wichtige Säulen der zukunftsfähigen Kommunalentwicklung 

ansehen und viel Erfolg bei der Umsetzung von eigenen Maßnahmen!  

Foto: Rawpixel.com/Bigstock.com 
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Um die Potenziale der Zuwanderung für ei-

ne zukunftsorientierte Kommunalentwick-

lung zu nutzen, müssen in den ländlichen 

Gemeinden bestimmte Rahmenbedingun-

gen gegeben sein. Der Schwerpunkt liegt 

dabei auf der Schaffung von Lebensquali-

tät, mit der Zugewanderte gerne in Dörfern 

auf dem Land wohnen, am gesellschaftli-

chen Leben teilhaben sowie in den Arbeits-

markt integriert werden können. 

1) Workshops mit den an Integrationspro-

zessen beteiligten Akteur*innen in den 

Kommunen fanden im Rahmen der 

Auftaktveranstaltungen mit insg. ca. 80 

Teilnehmenden aus Haupt- und Ehren-

amt im Herbst 2017 statt. 

2) Vertiefende Interviews mit 21 Integrati-

onsakteuren*innen wurden im Zeitraum 

Februar – Juli 2018 durchgeführt. Der 

Kreis von Expert*innen bestand aus Bür-

germeistern, Arbeitgeber*innen, ehren-

amtlichen Betreuer*innen, Wohlfahrts-

verbänden, Bildungskoordinator*innen, 

Mitarbeitenden der Sozial-, Arbeits-, 

Wohnämter und Jobcenter. 

3) Interviews mit 15 Zugewanderten fan-

den im Dezember 2017 statt.  

Dabei wurden zahlreiche und vielfältige 

Herausforderungen der Integration in den 

teilnehmenden Kommunen festgestellt so-

wie Lösungsansätze vorgeschlagen, die vom 

Erwerb der deutschen Sprache, über die 

Schwierigkeit der Mobilität bis hin zur inter-

kulturellen Öffnung von Menschen und In-

stitutionen reichen. Klar wurde auch, dass 

ländliche Gemeinden in einigen Punkten 

nicht im Wettbewerb zu urbanen Räumen 

mithalten können, dafür aber auf ihren be-

sonderen Potenzialen für die Integration 

aufbauen können. Wichtig ist es vor allem, 

sich mit den konkreten Herausforderungen, 

aber auch Bedürfnissen der Menschen vor 

Ort konsequent auseinanderzusetzen und 

die Integrationsarbeit systematisch auf die-

sen Erkenntnissen auszurichten. 

 

 

2  Das Wichtigste im Überblick  
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3 Besonderheiten der Integration in ländlichen Räumen  

Für Regionen mit hohen demografischen 

Herausforderungen kann Zuwanderung aus 

dem Ausland Potenziale für die zukünftige 

Kommunalentwicklung mit sich bringen. In 

den Verbandsgemeinden Gerolstein und 

Rockenhausen werden dafür mehrere Vor-

teile erkannt: 

 Potenzial für die ländlichen Abwande-

rungsräume allgemein, z. B. durch die 

Entwicklung der Bevölkerung hin zur 

Mehrgenerationengesellschaft, 

 Unterstützung von älteren Menschen 

durch junge Geflüchtete, 

 positive volkswirtschaftliche Effekte 

möglich (Erkenntnisse aus der Integrati-

on von Gastarbeitenden oder (Spät-)

Aussiedler*innen in den 1970er-1990er 

Jahren), 

 Erhalt von Immobilien und Dorferneue-

rung, da Zugewanderte (in Zukunft/in 

einer entsprechenden Lebensphase/bei 

Erwerb eines Führerscheins) als neue 

Eigentümer*innen für den Leerstand in 

Frage kommen, 

 Beitrag zur Verbesserung der Fach-

kräftesituation. 

„Der Arbeitsmarkt schreit nach Fach-

kräften.“ (Arbeitgeber aus Gerolstein) 

Foto: Marina Jentsch 
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In den meisten Interviews mit Expert*innen 

wird die Erwartung ausgesprochen, die In-

tegration von Zugewanderten könne zur Lö-

sung der Fachkräfteproblematik beitragen. 

Der Mangel an Fachkräften ist vor allem in 

Handwerksberufen, in der Pflege und den 

niedrigqualifizierten Jobs (z. B. in der Pro-

duktion und Zeitarbeit) seit Jahren präsent. 

Vor allem Ausbildungsplätze sind schwer zu 

besetzen. Im Hinblick auf die Demogra-

fiestruktur der aktuellen Zuwanderung – 

eher junge Menschen im Ausbildungsalter 

– kann hier ein Zugewinn für den Arbeits-

markt erwartet werden. Arbeitgeber*innen 

machen bereits heute die Erfahrung, dass 

ein Großteil der Bewerbungen von Mig-

rant*innen eingereicht wird. Pflegebetriebe 

suchen gezielt im Ausland nach neuen An-

gestellten, weil sie im Inland nicht genug 

Interessenten finden. 

In einem Interview wird auch ein Vorteil für 

Großstädte erwähnt, das sich aus der In-

tegration in ländlichen Räumen ergeben 

kann: Durch eine bessere regionale Vertei-

lung des Aufwands bei der Integration kön-

nen die urbanen Räume entlastet werden. 

Die meisten Expert*innen sind überzeugt, 

dass ländliche Räume gute Voraussetzun-

gen für einen erfolgreichen Integrations-

prozess bieten. Diese sind das soziale Netz 

und das nachbarschaftliche Engagement, 

die Teilhabe am sozialen Leben statt Isolati-

on, die Lebensqualität vor allem für Fami-

lien, informelle Kommunikationskanäle und 

natürlich die guten Beschäftigungsperspek-

tiven. 

Soziales Netz und nachbarschaftliches En-

gagement 

Hilfsbereitschaft und Solidaritätsgefühl sind 

die großen Stärken der ländlichen Räume. 

Besonders in den Dörfern beinhaltet der 

Nachbarschaftsbegriff eine gegenseitige 

Unterstützung, Hilfe in Notlagen, Interesse 

am Wohlergehen anderer Menschen – un-

abhängig von Sympathie oder Antipathie. 

Die Anonymität der Großstädte gibt es hier 

dafür kaum. Das bedeutet wiederum, dass 

auch von Zugewanderten erwartet wird, 

dass sie mithelfen. Daher werden persönli-

che Charaktereigenschaften der Zugewan-

derten selbst wie Fleiß und Arbeitsfreude 

zu Integrationserfolgen in ländlichen Räu-

men gezählt. 

„Wenn jemand fällt, ob man ihn leiden 

kann oder nicht, man hilft ihm 

auf“ (ehemaliger Bürgermeister der Ver-

bandsgemeinde Gerolstein Matthias Pauly). 

„In Dörfern mit nur 5 Flüchtlingen auf 400 

Einwohner findet sich immer Hil-

fe.“ (Mitarbeiterin im Caritas Migrations-

dienst Vulkaneifel und Bitburg) 

„In der Eifel packen die Menschen 

an.“ (Mitarbeiterin der Kreisverwaltung Vul-

kaneifel; Abteilung Struktur- und Kreisent-

wicklung) 
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Teilhabe am sozialen Leben statt Isolation 

Ein weiterer Vorteil der fehlenden Anony-

mität in ländlichen Räumen ist die Möglich-

keit für Zugezogene einen Anschluss zu fin-

den. Aus dem Austausch mit Nachbarn kön-

nen innige private Kontakte entstehen, die 

integrationsfördernd sind. Auch der Sprach-

erwerb wird durch Austausch mit der Be-

völkerung unterstützt. Zudem besteht in 

den Kommunen eine überwiegend positive 

Einstellung der Bevölkerung gegenüber Zu-

gezogenen, sodass diese keine Anfeindun-

gen oder Proteste gegen Zuwanderung er-

leben müssen. 

„Die privaten Kontakte erleichtern die In-

tegration.“ (Mitarbeiterin des Sozialamts 

der VG Rockenhausen) 

Im Unterschied zu den Großstädten setzen 

sich die Zugewanderten hier eher mit der 

Mehrheitskultur auseinander, indem sie mit 

den Einheimischen interagieren. Denn in 

ländlichen Kommunen leben wenige Ver-

treter verschiedener Nationalitäten, was 

eine migrantische Quartiersbildung und da-

mit die Isolation verhindert. Eine gesunde 

Durchmischung von Nationalitäten und Kul-

turen ist möglich. 

Lebensqualität vor allem für Familien 

Während Großstädte als lebenswerte Räu-

me für junge alleinstehende Erwachsene 

angesehen werden, erkennen viele Ex-

pert*innen die Vorteile des Landlebens für 

Familien: 

Zugang zu Sportvereinen: Familien erfahren 

Unterstützung durch Ehrenamtliche und die 

Nachbarschaft zum einen bei der Vermitt-

lung von Kindern in die Sportvereine, zum 

anderen aber auch mit regelmäßigen Fahr-

diensten (z. B., wenn eigene Kinder im 

Sportverein sind, werden die Nachbarskin-

der mitgenommen). 

Integration von Kindern über Einrichtungen 

der Kinderbetreuung und Bildung: Über-

schaubare Strukturen und die fehlende 

Anonymität und Nähe wirken auch hier po-

sitiv, denn Erzieher*innen und Leh-

rer*innen kümmern sich um die Integration 

und den Bildungserfolg. Zudem haben sie 

einen guten Zugang zu Eltern und Ehren-

amtlichen, die sie oft persönlich kennen. 

Verfügbarer günstiger Wohnraum für Fami-

lien: In beiden Kommunen gibt es zwar ei-

nen Mangel an kleinen Wohnungen für Ein-

personenhaushalte, dafür sind größere 

Wohnungen und Häuser verfügbar. 

 

Foto: Rawpixel.com/Bigstock.com 
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Kommunikationskanäle 

Ein guter Informationsfluss kann eine wei-

tere Stärke von ländlichen Räumen sein. 

Das betrifft zum einen die Kommunikation 

in der Gesellschaft und zum anderen die 

Zusammenarbeit von Behörden. In Orten, 

wo jeder jeden kennt, verbreiten sich 

schnell die für die Integration wichtigen In-

formationen wie z. B. zu freien Arbeitsstel-

len oder Festen. Zum Teil wird jedoch da-

rauf hingewiesen, dass es für Zugezogene 

nicht immer einfach ist, den Zugang zu die-

sen Kanälen zu bekommen. Zugewanderte, 

die intensiv von Ehrenamtlichen betreut 

werden (wie es oft bei Geflüchteten der Fall 

ist), profitieren eher von deren Kommuni-

kationskanälen. 

Die Zusammenarbeit von Behörden als 

Netzwerk ermöglicht einen unkomplizier-

ten Zugang zu fallbezogenen Informationen 

anderer Behörden, der die Umsetzung von 

integrationsfördernden Maßnahmen unter-

stützt. Inwiefern sich diese potenzielle Stär-

ke der ländlichen Strukturen in den Kom-

munen zeigt, wird in Interviews mit Ex-

pert*innen unterschiedlich bewertet, was 

sicherlich an der Erfahrung mit verschiede-

nen Behörden liegt. Eine generelle Verbes-

serung der Vernetzung wird dafür von vie-

len Akteur*innen gewünscht.  

 

 

Beschäftigungsperspektiven 

Als weiteres Integrationspotenzial in ländli 

chen Gemeinden werden Beschäftigungs-

perspektiven genannt. Zum einen sind 

durch den Fachkräftemangel in diversen 

Branchen Arbeits- und Ausbildungsplätze 

vorhanden. In einem Interview wird die be-

sonders starke Wirtschaftskraft der ländli-

chen Regionen hervorgehoben, die ca. 50 % 

der Wirtschaftsleistung in Deutschland er-

bringen. Im Unterschied zu urbanen Räu-

men sind hier viele kleine Arbeitge-

ber*innen ansässig, die geografisch stark 

zerstreut sind. Deshalb wird neben den 

Sprachkenntnissen die Mobilität als Bedin-

gung der Arbeitsaufnahme genannt. 

Zum anderen wird der Zugang zu Arbeits- 

und Ausbildungsplätzen als einfacher im 

Vergleich zu Großstädten bewertet, denn in 

ländlichen Regionen findet der erste Ein-

stieg in den Arbeitsmarkt oft auf informel-

lem Weg über private Netzwerke statt. Vor 

allem Geflüchteten, die von ehrenamtli-

chen Betreuer*innen unterstützt werden, 

haben damit eine Chance, ohne offizielle 

Bewerbungsverfahren erste Berufserfah-

rungen zu machen. 

Expert*innen, die nur teilweise den Integ-

rationspotenzialen im ländlichen Raum zu-

stimmen, räumen ein, dass es auch Nach-

teile im Vergleich zu urbanen Räumen gibt:  
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 Auswahl an Sprachkursen ist kleiner. So 

finden z. B. kaum Kurse über dem B1-

Niveau statt, sodass bildungsinteressier-

te Zugewanderte meistens in die größe-

ren Städte umziehen müssen. Da Ro-

ckenhausen gut an die Großstadt Kai-

serslautern angebunden ist, müssen 

Migrant*innen hier für einen Sprachkurs 

nicht direkt umziehen, sofern sie über 

die Zeit für die Anreise zu Sprachkursen 

nach Kaiserslautern verfügen. Weiterhin 

fehlen in den beteiligten Kommunen 

Sprachkurse mit Kinderbetreuung, die 

für Alleinerziehende oder Familien wich-

tig wären, in denen beide Elternteile ei-

nen schnellen Spracherwerb anstreben. 

Für Migrant*innen, die einen Ausbil-

dungsplatz bekommen haben, ist es zu-

dem nicht immer möglich, einen ihrer 

Qualifikation entsprechenden berufsbe-

zogenen Kurs zu besuchen. Dieses Defi-

zit muss dann von der Belegschaft auf-

gefangen werden, die Fachbegriffe er-

klärt und beim Anlegen eines Wörter-

buchs unterstützt. 

 In Städten ist die Mobilität zugänglicher 

für Migrant*innen ohne Führerschein, 

was mit einem größeren Aktionsradius 

verbunden ist. 

 Vereinzelt wird auf die bessere Verfüg-

Flynt/Bigstock.com 

Foto: Goodluz/Bigstock.com 
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barkeit von Arbeitsplätzen in manchen 

Branchen oder Berufsgruppen wie z. B. 

für Hilfsarbeitende oder im Tagelohn ar-

beitende Personen hingewiesen. 

 Angebote der Daseinsvorsorge (wie z. B. 

im Fall der Gesundheitsversorgung und 

Freizeitangebote vor allem für junge 

Menschen) sind in urbanen Räumen 

vielfältiger und zugänglicher. 

 Als vorteilhaft in der Großstadt wird die 

räumliche Nähe zu Behörden angese-

hen. So befinden sich Behörden, die für 

den Standort Gerolstein zuständig sind, 

zum Teil im Kreiszentrum oder in der 

Stadt Trier. 

 Verfügbarkeit von kleinen Wohnungen 

ist ein weiterer Vorteil der urbanen Räu-

me. In den beiden Kommunen müssen 

alleinstehende Menschen die Wohnräu-

me mit anderen Personen teilen, was 

zum Teil mit Konfliktpotenzial verbun-

den ist. 

Sicherlich können ländliche Räume die ge-

nannten Nachteile nicht komplett ausglei-

chen. Der ehemalige Bürgermeister der 

Verbandsgemeinde Gerolstein, Mathias 

Pauly, formuliert es folgendermaßen: „Das 

Land soll nicht so werden wie eine Groß-

stadt. Den Wettbewerb zur Stadt können 

wir einfach nicht gewinnen“. Dafür können 

ländliche Räume auf ihren Stärken aufbau-

en, um attraktive Wohnorte für diejenigen 

zu sein, die das Leben auf dem Land schät-

zen. Da jedoch die genannten Faktoren teil-

weise integrationshindernd sein können, ist 

es auch für ländliche Kommunen sinnvoll, 

sich mit solchen Herausforderungen ausei-

nanderzusetzen, um daraus die Rahmenbe-

dingungen für eine erfolgreiche Integration 

von Zugewanderten abzuleiten und zu 

etablieren.  

Foto: Marina Jentsch 
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Im Projekt wurden zahlreiche Herausforde-

rungen festgestellt, die die Integration von 

Zugewanderten in ländlichen Regionen er-

schweren. Das Wissen um diese Barrieren 

kann helfen, geeignete Maßnahmen zu fin-

den und beteiligte Akteur*innen zu unter-

stützen. 

4.1 Erwerb der deutschen Sprache 

„Arbeitsmarktintegration steht und fällt vor 

allem mit den Sprachkenntnissen“  

(Mitarbeiterin des Job Centers im Donners-

bergkreis) 

Zunächst betonen viele Expert*innen die 

Bedeutung des Spracherwerbs als Schlüs-

sel zur Integration. Wer gut Deutsch spre-

chen kann, hat bessere Chancen auf die 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und 

für die nachhaltige Integration in den Ar-

beitsmarkt. Mit guten Sprachkenntnissen 

gelingt es besser, sich vor Ort zu orientie-

ren, Kontakte und Freundschaften zu knüp-

fen oder Angebote für Bildung und Freizeit 

wahrzunehmen. Am Arbeitsplatz sind 

Deutschkenntnisse wichtig, um die anfal-

lenden Aufgaben gut und effektiv zu erledi-

gen, aber auch um ohne große Sprachbarri-

eren mit Kolleg*innen zu kommunizieren, 

was für ein gutes Betriebsklima von Bedeu-

tung ist. Bei Auszubildenden spielen zudem 

die Anforderungen der Berufsschule an die 

Sprachkenntnisse eine Rolle, die oft höher 

sind, als am Arbeitsplatz.  

Welches Sprachniveau als Mindestvoraus-

setzung anzusehen ist, wird unterschiedlich 

bewertet. Während vom Jobcenter die 

Kenntnisse auf dem Niveau B1 als ausrei-

chend für die Arbeitsaufnahme genannt 

werden, setzen Arbeitgeber*innen die Min-

destanforderung höher an: B1 soll lediglich 

für einfache Tätigkeiten geeignet sein; für 

anspruchsvollere Aufgaben, die Ausbildung 

(insb. Lerninhalte und schriftliche Aufgaben 

in der Berufsschule) oder die Kommunikati-

on am Arbeitsplatz ist das B2-Niveau nötig. 

Es wird von zahlreichen Beispielen einer zu 

frühen Vermittlung in die Ausbildung oder 

Arbeit berichtet, die an unzureichenden 

Sprachkenntnissen scheitern mussten. Da-

bei kann solch eine negative Erfahrung zu 

Beginn der Integration demotivierend wir-

ken und die Selbsteinschätzung der Eignung 

für Ausbildung und Arbeit sowie die zu-

künftige Lebensplanung beeinflussen. 

Die befragten Expert*innen in den Kommu-

nen Gerolstein und Rockenhausen finden, 

dass das Angebot an Sprachkursen besser 

am Bedarf der Zugewanderten ausgerichtet 

und weiter ausgebaut werden sollte. Das 

betrifft vor allem Alphabetisierungskurse, 

berufsbezogene- und B2-Kurse. Dabei sind 

in den beiden Kommunen Bildungsträger 

4 Herausforderungen der Integration in der Gesellschaft 

und auf dem Arbeitsmarkt  
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vorhanden, die sowohl Integrations- und 

Orientierungskurse als auch weitere spezifi-

sche Programme anbieten können. Den-

noch werden sie mit Hindernissen konfron-

tiert, die eine bedarfsgerechte Organisation 

und Umsetzung von Sprachkursen erschwe-

ren: 

 Mindestteilnehmerzahlen als Bedingung 

für das Zustandekommen von Kursen: 

Für die Förderung von Sprachkursen 

werden von Mittelgebenden Min-

destteilnehmerzahlen gefordert, um die 

Wirtschaftlichkeit der Angebote sicher-

zustellen. Diese sind allerdings in kleine-

ren Kommunen schwieriger zu gewähr-

leisten als in Großstädten, wo insgesamt 

mehr Zugewanderte leben und die 

Nachfrage nach spezifischen Sprachkur-

sen vorhanden ist (z. B. bestimmte be-

rufsbezogene Kurse oder für Afghanen 

ohne Berechtigung zum Integrations-

kurs). In ländlich geprägten peripheren 

Räumen kommen solche Kurse oft nicht 

zustande, was die betroffenen Zielgrup-

pen frustriert. 

 Unzureichende Verpflichtung zu B2-

Kursen durch Jobcenter: Die Nachfrage 

nach B2-Kursen hängt von der Anzahl 

von Verpflichtungen durch Jobcenter ab. 

Dabei gehören diese Kurse zu sogenann-

ten „Kannleistungen“, sodass die Ent-

scheidung, ob Personen Bedarf an B2-

Kursen als Voraussetzung der Arbeits-

marktintegration haben oder nicht, im 

Ermessen der Fallmanager*innen liegt. 

Bildungsträger beklagen eine zu geringe 

Nachfrage nach B2-Kursen, da Fallmana-

ger*innen zu selten zu B2-Kursen ver-

pflichten und damit die Finanzierung der 

Teilnahme genehmigen. Sollte im Einzel-

fall der B2-Kurs bewilligt werden, wird 

die zeitnahe Teilnahme angestrebt, so-

dass Migrant*innen beginnende Kurse 

an anderen Orten aufnehmen müssen. 

Zugewanderte aus Gerolstein fahren 

z. B. häufig in die 60 km entfernte grö-

ßere Stadt Euskirchen, um B2-Kurse zu 

besuchen. Währenddessen finden die 

Sprachkursanbietenden vor Ort nicht ge-

nügend Teilnehmende, um die Kurse zu 

ermöglichen. B2-Kurse finden dadurch 

selten statt. Kurse ab dem C1-Niveau 

finden nicht statt, werden aber wegen 

der geringen Nachfrage in den beiden 

Verbandsgemeinden als nicht erforder-

lich angesehen. Ob die Nachfrage beim 

leichteren Zugang zur Finanzierung die-

ser Kurse durch Jobcenter steigen wür-

de, bleibt jedoch unklar. 

 Anerkennung und Bleibeperspektive als 

Voraussetzung für die Teilnahme an In-

tegrationskursen: Sprachkurse sind nicht 

für alle Gruppen von Zugewanderten zu-

gänglich. Anerkannte Geflüchtete sind 

zur Teilnahme berechtigt, diejenigen im 

Asylverfahren oder Geduldete können 
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bei guter Bleibeperspektive einen Zu-

gang zum Integrationskurs erhalten. 

Auch hier spielt das Ermessen der Mitar-

beitenden der Bundesagentur für Arbeit 

(zuständig für die genannten Gruppen) 

eine starke Rolle, wobei häufig das Her-

kunftsland als Grundorientierung heran-

gezogen wird. So können z. B. Personen 

aus Syrien eher an Integrationskursen 

teilnehmen als Personen aus Afghanis-

tan. Ein früher Spracherwerb wäre je-

doch für die Integration aller Gruppen 

von Zugewanderten förderlich, weshalb 

die Betrachtung von Anerkennung und 

Bleibeperspektive als Voraussetzung für 

den Zugang zu Kursen als kritisch ange-

sehen wird. Die befragten Afghanen er-

zählten, dass sie von Bekannten aus an-

deren Regionen Deutschlands wissen, 

dass dort der Zugang zu Integrationskur-

sen teilweise anders geregelt ist. Dar-

über zeigen sie Unverständnis. Aber 

auch Arbeitsmigrant*innen haben kein 

Anrecht auf Integrationskurse und müs-

sen den Spracherwerb selbst organisie-

ren.  

 Die Teilnahme von Müttern mit kleine-

ren Kindern an Sprachkursen: Die be-

fragten Mütter haben oft Schwierigkei-

ten, die Kinderbetreuung mit den Regel-

kursen zu vereinbaren. Zum Beispiel fin-

den die Kurse auch in den Ferien statt, 

wo man Grundschulkinder nicht allein 

lassen möchte. Die Mutter eines Säug-

lings bereut es auch, Zeit zu verlieren 

und kein Deutsch lernen zu können. 

Auch ein Mutter-Kind-Kurs der katholi-

schen Kirche war für sie keine Lösung, 

da sie vom unruhigen Kind abgelenkt 

wurde. 

 Kurse für Personen mit besonderen 

Lernbedürfnissen: Lernkultur der Mig-

rant*innen ist heterogen. Unter ihnen 

gibt es Menschen mit Lernerfahrung 

und -willen, es gibt aber auch Men-

schen, die keine Schulbildung kennen 

und nicht gewohnt sind, eigenverant-

wortlich den Lernerfolg zu unterstützen, 

Hausaufgaben zu erledigen oder auch 

einfach mit Ausdauer und Konzentration 

dem Unterricht zu folgen. Für einige er-

scheint auch die Teilnahme an dem A2 

Kurs zu schwer. Ggf. wären besondere 

Angebote für Personen ohne Lernerfah-

rung wichtig. Die zuvor angesprochene 

Sprachpraxis im Alltag könnte aber auch 

hier unterstützend wirken oder die Lern-

lücken zumindest teilweise auffangen. 

Diеse Hindernisse können teilweise nicht 

innerhalb der Kommunen gelöst werden. 

Mindestteilnehmerzahlen als Bedingung für 

das Zustandekommen von Kursen werden 

vom BAMF gefordert und können von den 

Kommunen nicht beeinflusst werden. Ggf. 

bedarf es hier einer gesonderten Lösung 

für ländliche Räume auf Bundesebene. 
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Auch der Zugang von verschiedenen Grup-

pen der Zugewanderten sollte bundesweit 

überdacht werden. Vor Ort könnten dafür 

Kurse für Personen mit besonderen Bedürf-

nissen wie Mütter mit Bedarf an Kinderbe-

treuung oder Menschen ohne Lernerfah-

rung organisiert werden. Weiterhin wäre es 

möglich, Angebot und Nachfrage in den 

Kommunen besser aufeinander anzupas-

sen, wenn die dafür notwendige Transpa-

renz geschaffen wird. Denn die unzu-

reichende Abstimmung unter den Sprach-

kursanbietenden sowie mit den Behörden 

ist ein wichtiges Problem in den Kommu-

nen. In Gerolstein findet regelmäßig ein 

runder Tisch auf Landkreisebene statt, an 

dem Bildungsträger*innen und diverse in-

tegrationsrelevante Akteur*innen teilneh-

men. In den beiden Landkreisen sind Bil-

dungskoordinator*innen tätig, die im Rah-

men eines BMBF-Programms Vernetzungs- 

und Austauscharbeit zur Verbesserung der 

Bildungslandschaft leisten. Dennoch be-

steht der Wunsch nach stärkerer Transpa-

renz in der Landschaft von Angeboten, z. B. 

in Form einer agilen Datenbank, die es den 

Anbietern, Nutzern und Vermittlern (z. B. 

Fallmanager*innen im Jobcenter) ermögli-

chen würde, sich in Echtzeit auszutauschen 

und dadurch Angebot und Nachfrage effek-

tiver miteinander zu verknüpfen.  

Eine weitere Herausforderung des Sprach-

erwerbs ist die mangelnde Übung im Alltag. 

Die Teilnahme am Unterricht allein reicht 

für den Spracherwerb nicht aus, denn das 

Erlernte wird über die Wochenenden und 

Ferien wieder vergessen. Von den befrag-

ten Expert*innen, weisen vor allem Arbeit-

geber*innen und Vermieter*innen auf die 

Bedeutung regelmäßiger Übung hin: Eine 

Arbeitgeberin stellte fest, dass die Verstän-

digung nach den Wochenenden und Ur-

laubszeiten schwieriger wird; ein Vermieter 

berichtet von einem Flüchtling, der zu Be-

ginn der Mietzeit gut Deutsch sprechen 

konnte, mit der Zeit aber als Folge der Ab-

schottung immer mehr verlernt hat. Es wä-

re äußerst wichtig, die Interaktion zwischen 

der einheimischen Bevölkerung und den 

Zugewanderten zu fördern, um den Sprach-

erwerb zu unterstützen und die Ab-

schottung zu vermeiden. Dies wünschen 

sich auch die befragten Zugewanderten in 

den Kommunen. Die Möglichkeiten, 

Deutsch im Alltag anzuwenden, sind rar 

und auf die Menschen zuzugehen fällt 

ihnen oft schwer. Folglich wird auch der 

Spracherwerb insgesamt als herausfor-

dernd empfunden.  

Eine weitere damit verbundene Herausfor-

derung, die vielen Migrant*innen in beiden 

Kommunen Probleme bereitet, ist die Ver-

wendung von Dialekt. Zum einen beinhal-

ten Dialekte zahlreiche grammatische Feh-

ler, die Zugewanderte irritieren („Das war 

im Sprachkurs anders.“) und den Erwerb 
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korrekter Grammatik erschweren. Zum an-

deren werden Dialekte oft nicht oder nur 

teilweise von Zugewanderten verstanden. 

Wenn Nachbarschaft, Kolleg*innen, Vorge-

setzte oder auch Lehrer*innen in Berufs-

schulen Mundart sprechen, führt es zu Ver-

ständnisschwierigkeiten oder sogar zum 

Scheitern in Bildung und Beruf. 

Lösungsansätze 

Zusammengefasst können folgende Lösun-

gen genannt werden, die in Kommunen 

umgesetzt werden können: 

 Abstimmung von Angebot und Nachfra-

ge in Bezug auf Sprachkurse. 

 Angebote für Gruppen mit besonderen 

Bedürfnissen ausbauen, wie z. B. Mig-

rant*innen ohne Zugang zu Integrations-

kursen, Menschen ohne Lernerfahrung 

oder Müttern mit kleinen Kindern. 

 Sensibilisierung von Unternehmen, eh-

renamtlichen Betreuer*innen und Zuge-

wanderten für Bedeutung und die Her-

ausforderungen des Spracherwerbs 

(z. B. Sprachniveau, Dialekte). 

 Unterstützung des Spracherwerbs im 

Alltag (mehr Austausch mit der Bevölke-

rung, Sensibilisierung der Lehrer*innen, 

Kolleg*innen oder Bürger*innen allge-

mein und zur Problematik der Dialekt-

verwendung). 

Foto: Yastremska/Bigstock.com 
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Zusätzlich bedarf es einer Überarbeitung 

von aktuellen Regulierungen auf Bundes-

ebene: 

 Mindestteilnehmerzahlen für Integrati-

onskurse des BAMF in ländlichen Regio-

nen. 

 Zugang zu Integrationskursen für ver-

schiedene Gruppen von Zugewanderten 

(z. B. Geduldete und Arbeitsmig-

rant*innen). 

4.2 Vermittlung in Arbeit und Integra-

tion im Betrieb 

Zwar bestehen in den ländlichen Regionen 

gute Chancen der Arbeitsmarktintegration 

von Zugewanderten, jedoch gibt es eine 

Reihe von hindernden Faktoren, auf die mit 

gezielten Maßnahmen Einfluss genommen 

werden sollte. Dazu zählen z. B. folgende 

Informationsdefizite:  

 unzureichende Informationen zur Ar-

beitsmarktsituation bzgl. Bedarf an Ar-

beitskräften für konkrete Berufe, 

 Unterschätzung der Anforderungen an 

Stellen. 

Sowohl in den Interviews mit Zugewander-

ten als auch in jenen mit Expert*innen wur-

den diese Faktoren bestätigt. In Bezug auf 

die Arbeitsmarktsituation sind viele Ge-

flüchtete der Meinung, es stünden in Groß-

städten mehr freie Stellen zur Verfügung. 

Auch diejenigen, die noch keine Erfahrung 

mit Arbeitssuche hatten, sind überzeugt, 

sie würden auf dem Land nichts finden und 

müssen daher in urbane Räume umziehen. 

Expert*innen widersprechen, indem sie in 

Großstädten lediglich einen Vorteil im Be-

reich von niedrigqualifizierten Jobs sowie 

für Akademiker*innen sehen. Bei anderen 

Berufen verweisen sie darauf, dass es in 

Großstädten auch mehr Bewerber*innen 

für die einzelnen Arbeitsplätze gibt. Gene-

rell wird auch auf die starke Wirtschafts-

kraft der ländlichen Räume verwiesen, in 

dem viele kleine und räumlich zerstreute 

Betriebe ansässig sind, Arbeitsplätze anbie-

ten und offen gegenüber Beschäftigung von 

Migrant*innen sind. Jedoch fehlt eine für 

Zugewanderte und ihre ehrenamtlichen Be-

treuer*innen zugängliche und verständliche 

Darstellung von Angebot und Nachfrage auf 

dem Arbeitsmarkt sowie Informationen zu 

den Möglichkeiten der Jobsuche. 

Die Unsicherheiten, die dadurch entstehen, 

erklären zum Teil die komplizierte Berufs-

orientierung von Zugewanderten, deren 

Interessen und Wünsche laut einer Expertin 

aus dem Bereich der Arbeitsvermittlung 

schwer zu ermitteln sind. In Interviews mit 

Migrant*innen zeigte sich, dass viele aus 

der Erfahrung in anderen Ländern (Geflüch-

tete auf dem Fluchtweg) ihre Berufswün-

sche nach dem Bedarf am Arbeitsmarkt 

auslegen. Die freie Orientierung nach eige-
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nen Interessen erscheint ihnen unpassend. 

Andere wissen einfach nicht, wie sie ihre 

Qualifikation in Deutschland anwenden 

können. Die Einschätzung von eigenen Be-

rufschancen ist von Zweifeln geprägt und 

fußt oft auf Hörensagen. Akademi-

ker*innen wie Handwerker*innen lassen 

sich von der Erwartung, in Deutschland sei 

alles „ganz anders“ entmutigen und suchen 

berufliche Neuorientierung, die auch hier 

selten auf korrekten Informationen basiert. 

Ehrenamtliche leisten in ländlichen Kom-

munen erhebliche Unterstützung bei der 

Beschaffung von Ausbildungs- und Arbeits-

plätzen. Es wird jedoch in Interviews mit 

Expert*innen angemerkt, dass viele von 

ihnen über die Anforderungen an Stellen 

nicht informiert sind und bemühen sich 

sehr um die Vermittlung von Geflüchteten 

in die Betriebe, ohne dabei das Ausmaß 

von Schwierigkeiten zu berücksichtigen, die 

Zugewanderte am Arbeitsplatz oder in der 

Berufsschule überwinden müssen. Zudem 

wird die zu frühe Vermittlung von Geflüch-

teten in Praktika und Ausbildung kritisiert, 

wenn diese aus der Erwartung heraus ange-

strebt werden, durch die Beschäftigung ei-

nen Aufenthaltsstatus zu bekommen. Denn 

die noch unzureichenden Sprach- und Fach-

kompetenzen können oft nur durch eine 

Monkeybusinessimages/Bigstock.com 

Foto: kadmy/Bigstock.com 
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überdurchschnittliche Motivation und Inte-

resse an dem Beruf kompensiert werden, 

die in solchen Fällen fehlen. Einschätzung 

von Vorbildung und Arbeitserfahrungen im 

Heimatland – meist ohne Nachweise wie 

Zeugnisse oder Arbeitsbescheinigungen – 

wurde in den Auftaktveranstaltungen als 

wichtige Herausforderung definiert, die 

auch in Interviews mit Expert*innen bestä-

tigt wurde. Zumal bereits das Erstellen ei-

nes Lebenslaufs z. B. durch Mitarbeitende 

der Bundesagentur für Arbeit und Jobcen-

ter als problematisch und zeitintensiv emp-

funden wird: Es kommt z. B. vor, dass diver-

se Berufserfahrungen an mehreren Termi-

nen angesprochen werden, sodass der Le-

benslauf wie ein Puzzle zusammengestellt 

werden muss. 

Einige Expert*innen bemerkten, dass die 

Einschätzung von Erfahrungen und Aner-

kennung von Abschlüssen sich in den letz-

ten Jahren verbessert hat und aktuell weni-

ger herausfordernd geworden ist. Proble-

matischer sind aus Sicht von Arbeitsver-

mittlern, ehrenamtlichen Betreuer*innen 

und Arbeitgeber*innen solche Schwierig-

keiten, die sich erst während der Be-

schäftigung und Ausbildung zeigen. Unter-

stützungsbedarf wird oft erst zu einem spä-

teren Zeitpunkt erkannt, wenn Arbeitge-

ber*innen und Beschäftigte bzw. Auszubil-

dende erste Erfahrungen machen. Es stellt 

sich z. B. heraus, dass die für die Ausfüh-

rung der Ausbildung und Arbeit notwendi-

ge Basis in Form von Sprachkenntnissen o-

der Schulwissen nicht ausreichend ist. Be-

sonders bei Geflüchteten machen sich zu-

dem auch posttraumatische Störungen und 

weitere psychische Belastungen, z. B. aus 

Angst, in der Berufsschule zu scheitern, be-

merkbar. Arbeitgeber*innen wissen nicht, 

wie sie Probleme der Mitarbeitenden wie 

Müdigkeit, Kopfschmerzen, Angststörungen 

oder Arbeitsausfälle deuten sollen und wie 

diesen geholfen werden kann. Mit diesen 

Problemen fühlen sich die Betriebe allein 

gelassen, denn es mangelt an Unterstüt-

zung während der Beschäftigungszeit. 

„Es fehlt eine Position, die konkret mit zu 

den Arbeitgebern geht und schaut, wo das 

Problem ist; jemand, der die Geflüchteten 

an die Hand nimmt.“ (Bürgermeister der 

Verbandsgemeinde Rockenhausen Michael 

Cullmann).  

Zwar gibt es zur Überbrückung der Defizite 

in Sprachkenntnissen und Fachwissen För-

derangebote (wie z. B. die ausbildungsbe-

gleitenden Hilfen (AbH) der Bundesagentu-

ren für Arbeit), jedoch sind sie den Arbeit-

geber*innen, Migrant*innen oder ihren eh-

renamtlichen Betreuer*innen oft nicht be-

kannt. Eine Online-Plattform, die solche 

Möglichkeiten der Unterstützung übersicht-

lich und verständlich darstellen würde, wä-

re sinnvoll. Außerdem werden bestehende 

Angebote als nicht ausreichend und für 
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Auszubildende oder Mitarbeitende als nicht 

immer zugänglich bewertet. Diesbezüglich 

werden folgende konkrete Probleme ge-

nannt: 

 Fehlende Kurse: Für viele Berufsgruppen 

werden keine fachbezogenen Sprachkur-

se angeboten, sodass Kolleg*innen beim 

Spracherwerb am Arbeitsplatz unter-

stützen müssen; Beispiel: Kein Deutsch-

unterricht für das Bauingenieurwesen 

im Umfeld von Rockenhausen. 

 Mobilität: Wenn Kurse verfügbar sind, 

ist die Teilnahme oft schwer in den All-

tag von Auszubildenden zu integrieren: 

Sie müssen sich zwischen Wohnort, Ar-

beitsplatz, Berufsschule und Sprach-/

Förderkurs bewegen, die im ländlichen 

Raum oft auf verschiedene Standorte 

verteilt sind. Dazu verfügen vor allem 

Geflüchtete selten über private Trans-

portmittel. 

Bei Nachholbedarf in Bezug auf (Fach-)

Sprache und die beruflichen Anforderun-

gen, aber auch zum Motivieren, wenn 

Flüchtlinge unter erschwerender psychi-

scher Belastung stehen, entsteht Mehrar-

beit für Führungskräfte und die Kol-

legschaft. Für die Betreuung von Geflüch-

teten müssen deshalb Freiräume ge-

schaffen werden. Mitarbeiter*innen sind 

oft hilfsbereit, doch bei Überbelastung 

kann diese Hilfsbereitschaft sinken, wenn 

wenig Zeit für die eigentlichen Arbeitsauf-

gaben bleibt. Deshalb wird der Wunsch 

nach einer stärkeren Unterstützung von au-

ßen, z. B. durch die Berufsschulen mit Bera-

tung oder Zusatzangeboten geäußert, die 

aktuell zu wenig auf die Ausbildung der Zu-

gewanderten vorbereitet sind. 

In Zusammenhang mit den Bemühungen 

von Arbeitgeber*innen, die Integration von 

Migrant*innen in den Beruf zu unterstüt-

zen, soll auf ein regulatives Hindernis hin-

gewiesen werden: Die kurze und unsichere 

Aufenthaltsdauer (vor allem im Fall von 

Asylsuchenden oder Geflüchteten mit sub-

sidiärem Schutz) bedeutet für Betriebe eine 

fehlende Planungssicherheit. Denn die An-

stellung und Ausbildung von neuen Mitar-

beiter*innen ist immer mit Investitionen 

verbunden, die sich bei kurzer Aufenthalts-

dauer mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 

auszahlen werden. Ein Inhaber eines Spedi-

tionsunternehmens berichtet z. B., dass er 

wegen Fachkräftemangel durchaus bereit 

ist, den LKW-Führerschein zu finanzieren 

(Ausgaben von je 5.000 - 6.000 €), dass die-

se Investition bei Geflüchteten mit einjähri-

gem subsidiärem Schutz für sein Kleinun-

ternehmen jedoch sehr risikoreich wäre. 

Für die Flüchtlingspolitik haben Unterneh-

mer*innen deshalb kein Verständnis. 

„Man muss als Arbeitgeber viel investieren. 

Warum sollen Geflüchtete zurückgeschickt 
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werden, besonders wenn der Arbeitsmarkt 

nach Fachkräften schreit?“ (Arbeitgeber aus 

Gerolstein) 

Viele Arbeitgeber*innen schreckt diese feh-

lende Planungssicherheit vor der Anstel-

lung von Geflüchteten ab, besonders, wenn 

sie sich im Prozess der Anerkennung befin-

den, der eine ungewisse Zeit dauern kann. 

Zudem wird erkannt, dass sich die Situation 

auf Geflüchtete selbst demotivierend aus-

wirkt und sie unter Druck setzt. 

Lösungsansätze  

Den Herausforderungen der Arbeits-

marktintegration kann mit folgenden Maß-

nahmen auf der Ebene der Kommunen, 

Kreise und Länder begegnet werden: 

 Ein zentrales Informationssystem zur 

Herstellung von Transparenz und Ab-

stimmung von Angebot und Nachfrage 

in Bezug auf die Arbeitsmarktsituation 

(regionale Informationen zu Mangelbe-

rufen), bestehende Verfahren (z. B. der 

Anerkennung) und Unterstützungsange-

bote für die Aufnahme oder während 

der Ausbildung oder Arbeit (z. B. An-

sprechpartner*innen, Förderangebote). 

Die Informationen sollten zielgruppenge-

recht verfügbar sein (z. B. übersichtliche 

Darstellung von den wichtigsten Punkten 

für Unternehmen, Verwendung der einfa-

chen Sprache oder auch Fremdsprachen, 

um Zugewanderte selbst zu erreichen). 

 Sensibilisierung von Unternehmen, eh-

renamtlichen Betreuer*innen und Zuge-

wanderten für Berufsorientierung und 

Anforderungen an Ausbildung und Ar-

beit sowie für Herausforderungen, 

Mehraufwand, aber auch Unterstüt-

zungsangebote. 

 Netzwerke von Arbeitgeber*innen für 

den Austausch zu Problemen und deren 

Bewältigung, aber auch Netzwerke für 

den Austausch von Betrieben, ehren-

amtlichen Betreuer*innen und Behör-

den. 

 Zentrale Ansprechpartner für alle Fragen 

rund um die Beschäftigung und Ausbil-

dung von Zugewanderten für ehrenamt-

liche Begleiter*innen und Arbeitge-

ber*innen. 

 Angebot von Praktikumsplätzen vor der 

Ausbildung, um erste Erfahrungen und 

Einschätzung der Anforderungen zu er-

möglichen sowie den Spracherwerb im 

Alltag bzw. am Arbeitsplatz zu unterstüt-

zen. 

 Ausbau des Angebots für Auszubildende 

mit Migrationshintergrund in Berufs-

schulen sowie der Kompetenzen von 

Lehrer*innen. 

 Unterstützung von Schulen sowie Zu-

gang zu migrantischen Kindern und ih-
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ren Müttern über die Schulen. 

 Einbeziehen von bereits gut integrierten 

Zugewanderten zur Unterstützung der 

Integration (Erfahrungen teilen, Prozes-

se erklären).  

4.3. Mobilität  

Die Einschränkungen der Mobilität wurden 

von vielen Expert*innen und Zugewander-

ten als die wichtigste Herausforderung in 

ländlichen Räumen und als hindernder Fak-

tor für den gesamten Integrationsprozess 

und insb. für die Arbeitsmarktintegration 

bezeichnet.  

Die aktuellen „Verbindungsprobleme“ kön-

nen sogar integrationshindernd sein. Um 

am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen, 

Sprachkurse zu besuchen oder die Arbeits-

stelle zu erreichen, müssen Zugewanderte 

mobil sein. Dabei sind gerade die kleinen 

peripheren Dörfer mit ausreichendem An-

gebot an günstigem Wohnraum, aber auch 

Industriegebiete oft schlecht an das Zent-

rum angebunden. Expert*innen halten die 

Überarbeitung der ÖPNV-Konzepte daher 

für notwendig. In Gerolstein wird eine bes-

sere Anbindung der Industriegebiete zu-

mindest zum Schichtwechsel als eine sehr 

wichtige Maßnahme genannt.  

Für Geflüchtete sind zudem die Kosten des 

ÖPNV schwer zu tragen. Der durch das 

BAMF bereitgestellte Zuschuss zu den 

Fahrtkosten für die Teilnahme an Integrati-

Foto: Patrick.daxenbichler/Bigstock.com 
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onskursen deckt die tatsächlichen Kosten in 

ländlichen Kommunen oft nicht ab. Hier be-

steht daher auch Verbesserungsbedarf. In 

einem Interview wird die These aufgestellt, 

ÖPNV sollte insgesamt für alle Bür-

ger*innen kostenlos sein, denn das würde 

nicht nur die Mobilität der Bürger, sondern 

auch den Umweltschutz fördern. 

Aktuell lösen Zugewanderte die Mobilitäts-

herausforderung oft mit Hilfe der Ehren-

amtlichen. Dies sollte jedoch nicht als Dau-

erlösung angenommen werden, da die Un-

terstützung nicht immer verfügbar und das 

Ehrenamt heute bereits überlastet ist. In 

Gerolstein wurden Transporte von „Will-

kommenspaten“ der Caritas übernommen, 

bis das Projekt ausgelaufen ist. Dennoch 

schlagen einige Expert*innen vor, Ehrenamt 

oder auch Unternehmen einzubeziehen, 

um Lösungen wie Bürgerbus bzw. Kleinbus 

für Transport zur Arbeitsstelle. 

Für die Einheimischen spielen private Ver-

kehrsmittel die wichtigste Rolle bei der Mo-

bilität. Der fehlende Zugang von Zugewan-

derten zum Individualverkehr stellt daher 

eine weitere Herausforderung dar. Es wird 

jedoch erwartet, dass Zugewanderte mit 

der Zeit ebenfalls Führerschein und Fahr-

zeug erwerben, um unabhängig von ÖPNV 

mobil zu sein. Problematisch dabei ist je-

doch die Gefahr der Verschuldung, wenn 

Zugewanderte über die Kosten der Fahr-

zeughaltung nicht informiert sind (Versiche-

rung, Wartung, TÜV). Eine weitere Verbes-

serung der Situation wird daraus erwartet, 

dass Mobilität in Zukunft durch autonomes 

Fahren einfacher wird. Daher wird die Mo-

bilität vereinzelt als ein sehr wichtiges, aber 

vorübergehendes Problem bezeichnet. Die 

andere Möglichkeit ist es, die Mobilitäts-

herausforderung zu umgehen, indem die 

Zugewanderten aus den umliegenden Dör-

fern in regionale Zentren umziehen. Dies 

verschärft jedoch die Knappheit von Woh-

nungen in Zentrumsnähe. Dennoch bleibt 

der Umzug in der aktuellen Situation zu-

mindest bis zum Erwerb des Führerscheins 

die günstigste Lösung. 

Lösungsansätze  

Die Einflussmöglichkeiten auf Kreis- und 

Kommunalebene sind: 

 Überarbeitung der ÖPNV-Konzepte un-

ter Berücksichtigung der Bedürfnisse 

von Zugewanderten (z. B. Anbindung 

von Dörfern und Industriegebieten). 

 Einbindung von Ehrenamt und Arbeitge-

ber*innen in die Organisation von alter-

nativen Mobilitätsangeboten. 

 Förderung der privaten Mobilität ohne 

Risiko der Verschuldung: Information 

zum Erwerb des Führerscheins und zu 

den Kosten der Fahrzeughaltung. 

 Mobilitätsbedingte Wohnortwahl bzw. 

Verteilung im Fall von Geflüchteten. 
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Eine der Herausforderungen sollte auf Bun-

desebene gelöst werden – die Bezahlbar-

keit von ÖPNV für Zugewanderte, insb. Ge-

flüchtete. Mögliche Lösungen dafür wären: 

 Anpassung der Fahrtkostenzuschüsse 

für Teilnehmer*innen der Integrations-

kurse durch das BAMF. 

 Abschaffung der Fahrtkosten für das ge-

samte ÖPNV. 

4.4 Interkulturelle Öffnung und 

Annäherung 

Die Bewohner der beiden Kommunen sind 

größtenteils aufgeschlossen gegenüber den 

Neubürger*innen und hilfsbereit, hieß es in 

vielen Interviews mit Expert*innen. Nach-

barschaftliches Engagement ist eine der 

wichtigsten Stärken der ländlichen Räume, 

die den Integrationsprozessen zugute-

kommt. Dennoch wird Handlungsbedarf in 

Bezug auf interkulturelle Öffnung und An-

näherung auf beiden Seiten erkannt, sodass 

Vorurteile abgebaut und gegenseitiges Ver-

ständnis der Kulturen aufgebaut werden 

können. Denn, wenn Probleme mit Zuge-

wanderten entstehen, sind sie meistens 

Folge von kulturellen Unterschieden oder 

Verständigungsproblemen. Dabei sollten 

die interkulturelle Öffnung und Kompetenz 

Foto: Rawpixel.com/Bigstock.com 
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nicht nur in der Bevölkerung, sondern auch 

auf institutioneller Ebene gefördert wer-

den, z. B. in Schulen, Vereinen, Behörden 

oder Unternehmen. Als Ergebnis sollte eine 

allgemeine Willkommensgesellschaft ent-

stehen.  

Bürger, die besonders konservativ und 

ängstlich sind und die Zuwanderung ableh-

nen, sind in den teilnehmenden Kommu-

nen eher die Ausnahme. Zu beachten ist 

hier auch die Dorfmentalität, die offen oder 

geschlossen sein kann. In eher geschlosse-

nen Dörfern werden nicht nur Zugewander-

te aus dem Ausland, sondern auch inner-

deutsche Migrant*innen schwieriger in die 

Gemeinschaft aufgenommen.  

Von Zugewanderten wird aber auch erwar-

tet, dass sie selbst auf die Einheimischen 

zukommen und zum kulturellen Austausch 

beitragen. Teilweise wird auch Anpassung 

an die kulturellen Gegebenheiten (Kultu-

ration) vorausgesetzt (z. B. in Bezug auf 

Pünktlichkeit am Arbeitsplatz). Die Kultura-

tion von Zugewanderten wird jedoch ins-

gesamt in den Kommunen als weniger 

problematisch im Vergleich zu anderen Her-

ausforderungen bewertet. In einem der Be-

triebe, der allerdings generell und seit vie-

len Jahren international aufgestellt ist, gibt 

es keine nennenswerten Schwierigkeiten 

aufgrund der kulturellen Vielfalt. In einem 

anderen Betrieb wurden neben vielen posi-

tiven Erfahrungen auch Situationen erlebt, 

die auf den Bedarf einer gegenseitigen kul-

turellen Annäherung von migrantischen 

und einheimischen Mitarbeitenden hindeu-

ten: 

 Einem Auszubildenden aus Afghanistan 

(sozialisiert im Patriarchat) fiel es 

schwer, die Meinung von weiblichen 

Kolleginnen zu akzeptieren oder auf 

weibliche Kundinnen zuzugehen. 

 Eine Praktikantin aus Syrien konnte im 

Betrieb nicht integriert werden, weil sie 

von mitarbeitenden Personen als ver-

schleiert, sehr gläubig und unnahbar 

empfunden wurde. 

 Deutsche Bauarbeiter sind oft konserva-

tiv und folgen nicht den Anweisungen 

von ausländischen Mitarbeiter*innen 

des Architekturbüros (ähnliche Erfah-

rung hatten deutsche weibliche Kolle-

ginnen). 

Kulturelle Aspekte spielen nicht nur am Ar-

beitsplatz eine Rolle und sind für den ge-

samten Integrationsprozess relevant. Ne-

ben interkulturellen Trainings ist die Inten-

sivierung des Austauschs zwischen Einhei-

mischen und Zugewanderten eine wichtige 

Maßnahme zur Annäherung der Kulturen 

und Integration. 

Lösungsansätze  

 Interkulturelle Öffnung der Gesellschaft 

und Institutionen und Entstehung der 
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Willkommenskultur.  

 Förderung von kulturellem Austausch 

und Begegnungsmöglichkeiten für Ein-

heimische und Zugewanderte. 

4.5 Stärke des ehrenamtlichen 

Engagements 

In 2015, als die Kommunen die erste Welle 

von Geflüchteten aufnehmen mussten, ha-

ben sich viele Bewohner*innen bei der 

Erstaufnahme und Integration engagiert. 

Ohne diese Unterstützung wären die Kom-

munen überfordert. Jedoch wird sinkendes 

Interesse der ehrenamtlichen Betreu-

er*innen in den letzten Jahren beobachtet. 

So beteiligten sich am Hilfsnetzwerk Café 

Komm in Rockenhausen anfangs ca. 80, in 

2017 aber nur noch 40 Personen, wobei 

der „harte Kern“ von Engagierten aus etwa 

15 Personen bestand. Für das sinkende In-

teresse nennen die befragten Expert*innen 

zwei wichtige Gründe. Zum einen ist das 

Ehrenamt dauerhaft überlastet, sodass eini-

ge sogar mit Burnout zu kämpfen haben. 

Die Begleitung von Zugewanderten ist ar-

beits- und zeitintensiv. Dabei betreuen eini-

ge bis zu drei Familien. Zum Teil gibt es be-

sonders schwierige Situationen und Aufga-

ben, wenn z. B. Geflüchtete mit psychischer 

Belastung begleitet werden sollen oder 

wenn einer Familie der Unterhalt gestri-

chen wird. Viele brauchen einfach eine Pau-

se. Zum anderen führen manchmal Infor-

mationen in den Medien über negatives 

Verhalten der Zugewanderten dazu, dass 

die ehrenamtlichen Betreuer*innen ent-

täuscht werden und nicht mehr bereit sind, 

ihre Zeit in die Integration zu investieren 

(Beispiel: Berichte über sexuelle Übergriffe 

in der Silvesternacht 2015/2016 in Köln).  

Als Ergebnis wird die Betreuung in Bezug 

auf die gesellschaftliche Integration der Zu-

gewanderten als unzureichend angesehen: 

„Man muss die Leute an die Hand nehmen. 

Im Beruflichen wird gut integriert, aber pri-

vat werden sie sich dann selbst überlas-

sen.“ (Arbeitgeber aus Gerolstein) 

Auf der anderen Seite wird angemerkt, dass 

die Betreuung zur Selbständigkeit führen 

muss, anstatt „bemutternd“ zu sein. Ehren-

amtlichen ist es aber oft nicht bewusst, 

weshalb es wichtig wäre, die Grundlagen 

der erfolgreichen Integrationsarbeit zu ver-

mitteln. 

Insgesamt werden die Reaktivierung und 

Entlastung des Ehrenamts als eine wichtige 

Voraussetzung der zukünftigen Integration 

angesehen. Es sollten die Gründe für das 

sinkende Engagement untersucht werden 

und Möglichkeiten gefunden werden, die 

Anzahl der Engagierten zu steigern, sodass 

der Aufwand für Einzelne reduziert werden 

kann. Eine Ehrenamtskoordination, die als 

Kümmerer und Ansprechpartner für die An-

liegen der Ehrenamtlichen auftritt, diese 
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vernetzt und professionalisiert wäre eben-

falls hilfreich.  

Lösungsansätze 

Das ehrenamtliche Engagement zählt zu 

den größten Stärken der ländlichen Räume, 

wenn es um die Integration von Zugewan-

derten geht. Um diese Stärken auch lang-

fristig zu erhalten, sollten sich die Kommu-

nen mit folgenden Handlungsbedarfen aus-

einandersetzen:  

Reaktivierung und Entlastung des Ehren-

amts, indem 

 Gründe für das sinkende Engagement 

untersucht werden, 

 mehr Bürger für das ehrenamtliche En-

gagement gewonnen werden, 

 Zugewanderte selbst motiviert werden, 

sich zu engagieren, 

 Teile der Integrationsaufgaben an die 

Hauptämter oder ausgebildete Personen 

aus der  

Gemeinschaft übertragen werden, 

 Anreize und ggf. kleine Angebote ohne 

dauerhafte Verpflichtung geschaffen 

werden. 

Ehrenamtskoordination mit folgenden Auf-

gaben einführen und ggf. professionalisie-

ren: 

 Kümmerer und Ansprechpartner für die 

Anliegen der Ehrenamtlichen, 

 Aus- und Weiterbildung der ehrenamtli-

chen Betreuer*innen, 

 Organisation von überregionalen Netz-

werktreffen für Erfahrungsaustausch. 

4.6 Interaktion zwischen Einhei-

mischen und Zugewanderten  

Dass Einheimische und Zugewanderte mit-

einander interagieren, ist sehr wichtig. 

Denn dadurch wird nicht nur der Spracher-

werb im Alltag möglich, sondern es kann 

auch der kulturelle Austausch stattfinden, 

der für die gegenseitige Annäherung und 

den Abbau von Stereotypen und Ängsten 

ausschlaggebend ist. Aktuell begegnen sich 

Deutsche und Zugewanderte meist in inter-

kulturellen Cafés bzw. Treffs für Mig-

rant*innen. Darüber hinaus sind aber die 

Kontakte rar. Deshalb waren sich die be-

fragten Expert*innen und Zugewanderten 

einig: die Interaktion sollte intensiviert wer-

den und braucht externe Unterstützung.  

Begegnungsmöglichkeiten müssen ge-

schaffen oder ausgebaut werden, z. B. als 

Begegnungsstätten (Garten, Räume) oder 

Veranstaltungen (z. B. Mutter-Kind-Turnen, 

Fußballtreffs). Eine weitere Herausforde-

rung dabei ist es, Kümmerer bzw. Trä-

ger*innen für solche Angebote zu finden. 

Die Intensivierung der Kontakte zwischen 

Einheimischen und Zugewanderten kann 

auch über die interkulturelle Öffnung in der 
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Nachbarschaft geschehen. In mehreren In-

terviews erzählten Migrant*innen, dass sie 

den niederschwelligen Zugang mit den 

Nachbarn vermissen, den sie aus ihrer Hei-

mat gewohnt sind. Sie würden sich gern 

auch ohne Termin gegenseitig besuchen, 

haben aber mitbekommen, dass es in 

Deutschland nicht üblich ist. Dabei kann die 

Integration in der Nachbarschaft zur allge-

meinen Zufriedenheit mit dem Leben in 

den Kommunen beitragen und die Bleibe-

perspektive fördern.  

Eine wichtige Rolle im kulturellen Aus-

tausch und im Integrationsprozess insge-

samt können die Vereine spielen. In den be-

teiligten Kommunen wird jedoch festge-

stellt, dass das Potenzial der Vereine noch 

stärker zum Tragen kommen sollte. Wichtig 

wäre es hier einerseits, Zugewanderte über 

die Vereine zu informieren, da viele diese 

Struktur nicht kennen und sie deshalb nicht 

als Möglichkeit für die eigene Freizeitgestal-

tung und persönliche Entfaltung in Betracht 

ziehen. Andererseits sollten auch die Verei-

ne sich interkulturell öffnen und aktiv auf 

die Zugewanderten zugehen.  

Lösungsansätze 

Um die Interaktion zwischen Einheimischen 

und Zugewanderten zu fördern können 

Kommunen folgende Maßnahmen umset-

Foto: YakonchukOlena/Bigstock.com 
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zen:  

 Begegnungsmöglichkeiten für Zugewan-

derte und Einheimische schaffen 

(Veranstaltungen und Begegnungs-

stätten). 

 Interkulturelle Öffnung der Vereine und 

der Nachbarschaft. 

 Information der Zugewanderten über 

die Vereinsstruktur und die Möglichkei-

ten der Teilhabe. 

4.7 Wohnungsmarkt – Übereinstim-

mung zwischen Angebot und Nach-

frage 

Das Angebot an Wohnraum in den beteilig-

ten und vielen anderen ländlichen Kommu-

nen ist insg. sehr gut und übersteigt zum 

Teil die Nachfrage. Es wird jedoch davon 

ausgegangen, dass das Angebot in Zukunft 

knapper wird. Aktuell sind lediglich kleine 

Wohnungen für Einpersonenhaushalte 

insb. in Zentrumsnähe rar. Solche Objekte 

sind in Großstädten in quantitativ größe-

rem Umfang enthalten als in ländlichen Ge-

meinden. Diese Angebote sind in Großstäd-

ten leichter zu finden. Günstige Immobi-

lienpreise im Miet- und Kaufsegment sind 

dafür vor allem in kleinen Gemeinden eher 

vorhanden als in den urbanen Räumen. So-

mit besteht Handlungsbedarf, die Überein-

stimmung von Angebot und Nachfrage zu 

verbessern. Hier wurde bereits von räumli-

chen Disparitäten in Bezug auf Bestand und 

Foto: Marina Jentsch 
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Bedarf gesprochen. Problematisch ist, dass 

Zugewanderte ohne Möglichkeit der indivi-

duellen Mobilität Wohnraum in Zentrums-

nähe bevorzugen, während der Leerstand  

eher in kleineren peripheren Kommunen 

vorhanden ist. Da Mobilitätsprobleme für 

Migrant*innen schwer zu lösen sind, wird 

diese Tendenz wahrscheinlich fortbestehen, 

was zur Verschärfung der räumlichen Dis-

paritäten führen wird. Die Harmonisierung 

von Angebot und Nachfrage ist auch des-

halb eine Herausforderung, da sich die 

Wohnungen im Besitz von privaten Eigentü-

mer*innen befinden, was die Analyse des 

Angebots erschwert. 

Ein weiteres Problem ist die Wohnqualität. 

Die befragten Expert*innen berichten, dass 

es für die an Zugewanderte vermieteten 

Wohnungen keine Qualitätsstandards gibt 

und die Wohnungen teilweise eine 

„Zumutung“ sind. Die Migrant*innen selbst 

sind dabei oft weniger anspruchsvoll und 

sehen die Qualität des Wohnraums als aus-

reichend an. Die befragten Zugewanderten 

sind sehr zufrieden mit dem Leben in länd-

lichen Kommunen, wo sie dezentral unter-

gebracht sind und oft einen kleinen Garten 

haben, was die Empfindung der Lebensqua-

lität stärkt. Dennoch wären Qualitätschecks 

sinnvoll, um angemessene Wohnbedingun-

gen zu gewährleisten. Zudem sind die För-

dermöglichkeiten der Aufwertung von Im-

mobilien auszuloten. 

Der Mietspiegel, an dem sich die Ämter 

beim Bewilligen der Mietkosten für Ge-

flüchtete orientieren, wird in den Kommu-

nen als nicht zeitgemäß empfunden. Die 

aktuellen Marktpreise sind höher, sodass 

der Mietspiegel überprüft und ggf. aktuali-

siert werden sollte. In Interviews mit Ex-

pert*innen äußert sich ein Vermieter dazu: 

„In Bezug auf Miete bzw. Gelder sind die 

Ämter eher nicht kooperativ. Die Miete, die 

man bekommt, ist wirklich beschei-

den.“ (Vermieter aus Gerolstein) 

Andere berichten über Schwierigkeiten, die 

Kaution für Zugewanderte aufzubringen, 

die z. T. sogar von ehrenamtlichen Be-

treuer*innen übernommen werden muss. 

Hemmnisse bei der Vermietung stellen eine 

weitere wichtige Herausforderung dar. Es 

wäre wünschenswert, wenn sich mehr Ver-

mieter*innen gegenüber Zugewanderten 

als Mieter*innen öffnen, um das Angebot 

v.a. an kleinen Wohnungen zu verbessern. 

Dafür wäre es jedoch wichtig, dass sich 

auch die Mieter*innen ihren Wohngewohn-

heiten anpassen und mit Immobilien sorg-

sam umgehen. Denn schlechte Erfahrungen 

mit ausländischen Mietern verbreiten sich 

auf dem Land sehr schnell, was der Öffnung 

von weiteren Vermieter*innen den Zuge-

wanderten gegenüber entgegenwirkt. 

In Interviews mit Expert*innen wurde von 

eher seltenen negativen Vorfällen erzählt, 
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die jedoch mit z. T. erheblichen Kosten für 

vermietende Personen verbunden sind:  

 Kündigungsfristen werden nicht einge-

halten. 

 Möbel werden nicht geräumt (bei Kündi-

gung oder Abschiebung). 

 Ausbleiben der Mietzahlung beim 

Wechsel von Bezahlung Amt zu privat 

oder wenn den Mieter*innen der Unter-

halt vom Amt gekürzt wird. 

 Heizverhalten und Lüftung, was zu 

Schimmelbildung führt. 

 keine Mülltrennung (der Sinn wird nicht 

verstanden). 

Zu Beginn der Flüchtlingswelle wurden in 

Gerolstein wegen dem Zustand der Woh-

nungen nach Wegzug der Mieter*innen 

auch gerichtliche Auseinandersetzungen 

zwischen der Kreisverwaltung und Vermie-

ter*innen geführt. Mittlerweile sind solche 

Risiken versichert. Das unübliche Wohnver-

halten wird zudem in der Nachbarschaft 

negativ aufgenommen.  

Um die Hemmnisse bei der Vermietung zu 

reduzieren, ist es daher sinnvoll, die Hür-

den für Vermieter*innen abzubauen, in-

dem z. B. klare Regelungen bzgl. Mietzah-

lung und Beseitigung von Schäden beim 

Wegzug der Mieter*innen einzuführen 

sind. Zum anderen ist aber auch die Aufklä-

rung der Zugewanderten notwendig. Das 

Wohnverhalten kann verändert werden, 

wenn die Sinnhaftigkeit des Heiz- und 

Lüftungsverhaltens sowie der Mülltrennung 

nachvollziehbar wird. Das Einhalten solcher 

grundlegenden Regeln im Wohnverhalten 

kann zusätzlich dazu beitragen, dass die Zu-

gewanderten in der Nachbarschaft akzep-

tiert und in die Gemeinschaft aufgenom-

men werden. Dies wiederum würde zum 

Wohlbefinden der Migrant*innen selbst 

beitragen und ihren Wunsch, in der Kom-

mune dauerhaft zu bleiben, unterstützen. 

In einem Interview wurde angemerkt, dass 

perspektivisch für Zugewanderte die Mög-

lichkeit bestehen sollte, eigenes Wohnei-

gentum zu bilden, auch wenn es heute 

noch kein Thema für sie ist. Das könnte in-

sofern problematisch sein, als dass leerste-

hende Häuser zu Erbgemeinschaften mit 

überzogenen Preiserwartungen gehören 

und der Zustand von Leerstand sanierungs-

bedürftig ist. In Zukunft müssen Lösungen 

wie Dorferneuerungsprogramme populärer 

werden. Aktuell werden sie leider kaum ge-

nutzt, weil den Eigentümern die Zuversicht 

fehlt, fern von der Stadt vermieten oder 

verkaufen zu können, sodass sich die Inves-

tition nicht lohnen wird. 

Lösungsansätze 

Mögliche Lösungen zur Verbesserung des 

Zugangs von Zugewanderten zum Woh-

nungsmarkt sind: 
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 Harmonisierung von Angebot und Nach-

frage (Zukunftsperspektive einschlie-

ßen). 

 Qualität der Immobilien steigern mit 

Qualitätsstandards/-checks, aber auch 

Fördermöglichkeiten der Aufwertung 

von Immobilien. 

 Öffnung der Vermieter*innen gegen-

über migrantischen Mieter*innen för-

dern: Informieren, Anreize schaffen, Re-

gelungen bzgl. Mietzahlung und Beseiti-

gung von Schäden beim Wegzug der 

Mieter*innen. 

 Kulturation der migrantischen Mie-

ter*innen in Bezug auf Wohngewohn-

heiten und Umgang mit Immobilien 

(verständliche Informationen, die die 

Sinnhaftigkeit z. B. von Heiz- und 

Lüftungsverhalten sowie Mülltrennung 

vermitteln). 

 Aktualisierung des Mietspiegels. 

4.8 Zielgruppenspezifische Ange-

bote für Zugewanderte  

Dass Angebote für Freizeitaktivitäten oder 

die Versorgungsinfrastruktur auf dem Land 

nicht so vielfältig sind wie in urbanen Räu-

men, ist bekannt. Gerade in diesem Punkt 

trifft aber die These, ländliche Räume kön-

nen mit Großstädten nicht konkurrieren 

und sollten stattdessen auf ihren Stärken 

aufbauen. Die Angebote müssen nicht un-

bedingt vielfältig, dafür aber zielgruppen-

spezifisch und von Bewohnern wirklich ge-

braucht werden. 

In Bezug auf das Thema Freizeitgestaltung 

sehen die befragten Expert*innen den Be-

darf, Angebote für Familien, Kinder und Ju-

gendliche bekanntzumachen und weiter 

auszubauen. Familien haben aus ihrer Sicht 

die besten Integrationschancen in ländli-

chen Kommunen. Aber auch für Jugendli-

che und junge Erwachsene können Freizeit-

angebote zur Zufriedenheit mit dem Leben 

auf dem Land beitragen. Deshalb lohnt es 

sich, gerade in die Angebote für diese Ziel-

gruppen zu investieren, zumal es auch den 

Einheimischen zugutekommen wird. Für 

Migrant*innen bieten solche Angebote die 

Möglichkeit, mit Einwohnern in Kontakt zu 

kommen, die deutsche Sprache im Alltag 

anzuwenden und die Kultur näher kennen-

zulernen. Auf dem Land sind viele Angebo-

te selbstorganisiert (Dorffeste). Die Infor-

mationen darüber verbreiten sich über 

Mund-zu-Mund-Propaganda und kommen 

bei Zugewanderten oft nicht an. Die Befra-

gung von Zugewanderten selbst zeigte, dass 

die meisten Outdoor-Aktivitäten nutzen 

und schätzen: Fußball mit Freunden auf 

dem Bolzplatz, Radfahren, Spazieren oder 

Joggen im Wald, Besuch von Spielplätzen 

mit Kindern. Man trifft sich außerdem mit 

Freunden in der Stadt oder im Haus der Ju-
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gend; die meisten gehen auch zu den eh-

renamtlich organsierten Treffs für Zugewan-

derte. In Sportvereinen sind nur wenige or-

ganisiert. Bei schlechtem Wetter oder im 

Winter werden die bestehenden Möglich-

keiten als mangelhaft empfunden. Daher 

wird der Wunsch nach Indoor-Angeboten 

geäußert, wie z. B.: 

 Möglichkeit, in einer Turnhalle Fußball 

zu spielen; 

 Angebote für Mütter mit Kindern wie 

Indoor-Spielplätze, Eltern-Kind-Turnen, 

Krabbelgruppe; 

 Möglichkeit, als Frauengruppe nieder-

schwellig und günstig einen Saal für Tanz

- und Musikveranstaltungen zu mieten 

(wie bei Freunden in Schweden); 

 Fitnessstudio zu günstigen Konditionen 

(einige erzählen, dass sich ihre Freunde 

in Großstädten eine Mitgliedschaft im 

Fitnessstudio eher leisten können), z. T. 

speziell für Frauen; 

 Zugang zu Vereinen für sich und die Kin-

der (Kinderturnen, Fußball oder andere 

Sportangebote); 

 Bibliothek mit Büchern in Mutterspra-

che. 

Dabei erkennen auch die Zugewanderten, 

dass solche Angebote die Attraktivität der 

Orte insgesamt steigern würden und insbe-

sondere für Kinder und Jugendliche eine 

wichtige Möglichkeit zur persönlichen Ent-

wicklung bieten können. Es werden auch 

Sorgen um die Jugend allgemein und die 

Landsleute geäußert, die ohne Beschäfti-

gung vor Langeweile Alkohol konsumieren, 

Lärm machen und den Einwohnern negativ 

auffallen. 

Keinen Bedarf in den teilnehmenden Kom-

munen hatten Migrant*innen in Bezug auf 

religiöse Einrichtungen. Denn Religion 

wird zu Hause praktiziert und auch in der 

Heimat hat nicht jeder eine Moschee be-

sucht. Wenige fahren selten in umliegende 

Städte, um in die Moschee zu gehen. Einige 

zeigen sich angetan davon, dass die Religi-

on in Deutschland nicht so stark im alltägli-

chen Leben nach außen präsentiert wird. 

Wichtiger ist für manche die Möglichkeit, 

eigenen kulturellen Traditionen nachgehen 

zu können und Feste zu feiern, was nicht 

immer möglich ist. 

Das Versorgungsangebot wird insgesamt als 

zufriedenstellend empfunden. Die medizi-

nische Versorgung ist akzeptabel; lediglich 

Besuche von Fachärzten sind mit Anreise in 

die nächstgelegenen größeren Städte ver-

bunden und oft nicht ohne Unterstützung 

der ehrenamtlichen Betreuer*innen mög-

lich. Mit den Einkaufsmöglichkeiten sind die 

Befragten ebenfalls überwiegend zufrieden. 

Vor allem die Versorgung mit Lebensmitteln 
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wird als sehr gut bewertet. Was Kleidung 

und Schuhe angeht, hängt die Zufrieden-

heit von den Bedürfnissen ab. Einige finden 

in den Kommunen alles, was sie brauchen. 

Andere fahren für diesen Einkauf in die 

nächstliegenden Großstädte (Gerolsteiner 

nach Trier und Köln, Rockenhausener nach 

Kaiserslautern) oder nutzen das Online-

Shopping.  

Ethnische Geschäfte sind in ländlichen 

Kommunen rar oder gar nicht vorhanden. 

Die befragten Zugewanderten vermissen 

jedoch lediglich wenige Produkte, die für 

ihre Landesküche typisch sind: braune Boh-

nen, Kichererbsen, kleine Zucchini, Halāl-

Fleisch, eine bestimmte Reissorte sowie 

arabisches Brot. Expert*innen sehen die 

Möglichkeit, diesen Mangel über die Ein-

bindung der Supermärkte zu decken, die 

einzelne wichtige Lebensmittel in ihr Sorti-

ment aufnehmen könnten. Eine weitere Lö-

sung können migrantische Gründungen bie-

ten. Zugewanderte sollten mit Informatio-

nen bzw. Beratung unterstützt werden. 

Digitale Erreichbarkeit ist für Zugewander-

te sehr wichtig, da sie über Internet Kon-

takt zu Familienmitgliedern und Freunden 

in der Heimat und anderen Ländern oder 

anderen Regionen Deutschlands pflegen. 

Für diejenigen, die von ihren Eltern oder 

Foto: fisfra/Bigstock.com 
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Kindern getrennt sind, ist es die einzige 

Möglichkeit sich zu sehen. Das Internet 

wird aber auch für Übersetzungen und 

Deutschkurse auf YouTube genutzt. Da eini-

ge ohne Vorkenntnisse Schwierigkeiten mit 

dem monolingualen Unterricht haben, nut-

zen sie die Möglichkeit, Deutsch über Vi-

deos von Lehrer*innen aus der Heimat zu 

lernen. Mit der Verbindung sind alle zufrie-

den, wobei Expert*innen aus den kommu-

nalen Sozialämtern und Job-Centern erzäh-

len, dass die Verfügbarkeit von Internet und 

Mobilfunk bei der Unterbringung von Ge-

flüchteten berücksichtigt wird, sodass diese 

nicht in den Dörfern ohne Anbindung leben 

müssen. Insgesamt ist der Breitbandausbau 

in den Kommunen ein wichtiges Thema, für 

das aktuell Lösungen erarbeitet werden. 

Eine weitere Problematik bzgl. der digitalen 

Erreichbarkeit ist es, dass Zugewanderte 

aus Afghanistan keine eigenen Verträge mit 

Telekommunikationsunternehmen abschlie-

ßen können, da dafür ein Aufenthaltstitel 

gebraucht wird und sie lediglich eine Dul-

dung haben. 

Lösungsansätze 

Kommunen können mit folgenden Maßnah-

men die Verbreitung von zielgruppenspezi-

fischen Angeboten für Zugewanderte un-

terstützen:  

 Erhebung des Bedarfs an Freizeitaktivi-

täten und Bereitstellung von neuen ziel-

gruppenspezifischen Angeboten (z. B. 

für Familien oder Jugendliche). 

 Bekanntmachung von bestehenden Frei-

zeitangeboten – auch von selbstorgani-

sierten Veranstaltungen der Bürger (z. B. 

Dorffeste). 

 Angebot von ethnischen Lebensmitteln 

in den Kommunen fördern, z. B. durch 

die Einbindung von Supermärkten, die 

ihr Sortiment erweitern können sowie 

durch Unterstützung von migrantischen 

Gründungen. 

 Digitale Erreichbarkeit über Breitband-

ausbau und Unterbringung von Zuge-

wanderten an Orten mit Internetan-

schluss verbessern. 
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Eine der wichtigsten Bedingungen für das 

Gelingen der Integration, ohne die der Bei-

trag von Zuwanderung zur Lösung des de-

mografischen Wandels kaum zu erreichen 

wäre, ist die Mitwirkung aller an diesem 

Prozess beteiligten Akteur*innen.  

 „Alle Seiten sind gefragt – Einheimische 

und Zuwanderer müssen sich aufeinander 

zubewegen.“ (Mitarbeiterin der Kreisver-

waltung Vulkaneifel; Abteilung Struktur- 

und Kreisentwicklung) 

So müssen Behörden die Interessen von Zu-

gewanderten berücksichtigen, z. B. bei der 

Zuweisung von Wohnraum, bei der Ent-

wicklung von Mobilitätskonzepten oder bei 

der Erstellung von Informationsmaterialien, 

Formularen und Briefen in einfacher Spra-

che. 

Auch Betriebe bzw. Arbeitgeber*innen in 

der Region sind gefordert, neben der Be-

reitschaft und der Kapazität zur Anstellung 

von Zugewanderten auch die Fähigkeit dazu 

Foto: Rido81/Bigstock.com 

5 Herausforderungen vor Ort begegnen 
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zu entwickeln. Damit sind z. B. geeignete 

Einstellungsverfahren und die Personalpoli-

tik gemeint. Migrant*innen zu beschäftigen 

oder auszubilden bedeutet oft auch, diese 

verstärkt und kontinuierlich unterstützen zu 

müssen. Auch dafür bedarf es Kapazitäten 

und Fähigkeiten. In einem Interview wird 

die Notwendigkeit der Sensibilisierung von 

Betrieben erwähnt.  

Als Beitrag der Gesellschaft werden eine 

interkulturelle Öffnung und eine aktive An-

sprache von Zugewanderten erwartet: So-

wohl Einzelpersonen (Nachbarschaft, Kol-

leg*innen) als auch organisierte gesell-

schaftliche Einrichtungen wie Vereine soll-

ten sich auf Migrant*innen zubewegen. 

Denn zum einen sind solche Formen der 

Selbstorganisation den Zugewanderten 

nicht bekannt, zum anderen können so die 

Hemmschwellen abgebaut werden, die Zu-

gewanderte beim Kontakt zu gesellschaftli-

chen Einrichtungen empfinden. 

Aber auch von Zugewanderten selbst wird 

erwartet, Beiträge zur gelungenen Integra-

tion zu leisten. Erstens sollten sie bereit 

sein, Fachkraft zu werden, um die eigene 

Integration in den Arbeitsmarkt zu unter-

stützen, denn der Mangel auf den Arbeits-

märkten in ländlichen Kommunen bezieht 

sich auf qualifizierte Arbeitsplätze. In einem 

Interview wurde jedoch angemerkt, dass 

nicht alle Zugewanderte Fähigkeiten besit-

zen, eine erfolgreiche Ausbildung zu absol-

vieren, sodass es wichtig ist, auch die per-

sönliche Disposition zu beachten. Zum an-

deren gilt die Notwendigkeit einer interkul-

turellen Öffnung auch für Migrant*innen: 

Eine Offenheit gegenüber der einheimi-

schen Bevölkerung kann In-

tegrationsprozesse unterstützen. Eine wei-

tere Forderung an Zugewanderte wird spe-

ziell für den ländlichen Raum betont – die 

Bereitschaft, sich im Ort zu engagieren. Die-

se hängt mit der „Anpackmentalität“ der 

Bewohner zusammen, welche auch von 

Neubürgern erwartet wird. Wer nicht aktiv 

mitwirkt, wird als faul abgestempelt. 

Um die Mitwirkung aller Beteiligten zu er-

möglichen, können Kommunen eine Will-

kommenskultur etablieren und fördern. 

Diesen Beitrag könnten Kommunalverwal-

tungen beispielsweise durch die Unterstüt-

zung bei der Wohnungssuche, mit Angebo-

ten zur Förderung des Spracherwerbs, Or-

ganisation von alternativen Mobilitätsange-

boten leisten und anderen in dieser Bro-

schüre genannten Maßnahmen. In Inter-

views mit Zugewanderten, Arbeitge-

ber*innen, Vermieter*innen, ehrenamtli-

chen Betreuenden und Mitarbeitenden der 

Verwaltung wurde zudem vielfach der 

Wunsch nach einer zentralen kommunalen 

Ansprechperson für Fragen der Integration 

geäußert. Dabei fallen aber viele integrati-

Rido81/Bigstock.com 
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onsrelevante Aktivitäten in den Bereich der 

freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben. 

Diese sind insbesondere für finanzschwa-

che periphere Kommunen mit geringem 

Spielraum für freiwillige Maßnahmen 

schwer zu leisten. Daher wären weitere 

Förderprogramme auf Landes- oder Bun-

desebene sinnvoll, um die Integration von 

Zugewanderten vor dem Hintergrund des 

demografischen Wandels voranzubringen. 

Ähnliche Programme bestehen z. B. für Bil-

dungs- und Ehrenamtskoordinatoren. Hilf-

reich wäre zudem die Verankerung der In-

tegration in der Kreisentwicklungsstrategie, 

da viele relevante Prozesse in ländlichen 

Kommunen auf Kreisebene geregelt sind. 

Die Betrachtung des Themas als Teil der 

Strategieentwicklung würde der Verbin-

dung zwischen Zuwanderung und Zukunfts-

fähigkeit einen gebührenden Rahmen ge-

ben und die Handlungsfelder der Integrati-

onsarbeit systematisch implementieren.  

Foto: Verbandsgemeinde Gerolstein 



  

 

Weitergehende Informationen zu dem Projekt „Innovative Formate zur Integra-
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